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NEUE OFFENSIVE GEGEN DIE FRAUENARBEIT?

In den Auswegen, die zur Überwindung der gegenwärtigen Krisis gesucht werden,
tauchen von verschiedenen Seiten her Vorschläge zur Frauenarbeit auf, die sich als

Anzeichen eines neuen Kampfes gegen die Erwerbsarbeit der Frau erkennen lassen. Es

ist leider natürlich, daß der wirtschaftlich schwächste Teil, nämlich die arbeitende Frau,
am ehesten und leichtesten anzugreifen ist. Bedenklich ist aber vor allem, daß hinter

diesen Vorstößen, die sich als vorübergehende wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen

präsentieren, eine reaktionäre Gesinnung gewisser Kreise zum Ausdruck kommt, denen

die Frauenarbeit als Übel der neuen Zeit ein Dorn im Auge ist. Der Kampf gegen die

verheiratete Erwerbstätige ist dabei oft nur ein Vorwand, hinter dem sich das Ressen¬

timent gegen die erwerbstätige Frau überhaupt verbirgt.

Die Frau in der neuen „Reform" der Arbeitslosenversicherung. Einer der wichtigsten
und kennzeichnendsten Vorstöße dieser Art ist der Vorschlag der Reichsanstalt, künftig
die Arbeitslosenunterstützung, wenn beide Ehegatten erwerbslos sind, in der Weise zu

kürzen, daß die niedrigere Hauptunterstützung — in den allermeisten Fällen also die¬

jenige der Frau — auf die Hälfte zu mindern ist. Es ergibt sich also der groteske
Zustand, daß die erwerbslose Ehefrau ihre volle Unterstützung erhält, solange der Mann

verdient und fähig ist, sie mit zu ernähren; daß sie aber, sobald der Mann auch arbeits¬

los wird, zu diesem Unglück auch noch die Hälfte ihrer Unterstützung verliert! Was

soll mit diesem sinnlosen „Reform"vorschlag, von dem die Denkschrift selbst sagt, daß

„die finanzielle Ersparnis, die er bedeutet, nur gering sein dürfte", praktisch erreicht

werden — als wieder einmal die arbeitende Frau als Erwerbstätige minderen Rechts

— oder gar Unrechts darzustellen?

— und die Kommentare dazu. Daß diese Vermutung berechtigt ist, zeigen die

Stimmen aus dem Lager der christlich-nationalen Gewerkschaften zu diesem Vorschlag.
Die „Deutsche Handelswacht", das Organ des DHV., überschreibt ihre Auslassung, die

sich mit dem Kampf der freien Gewerkschaften gegen diesen Reformvorschlag beschäf¬

tigt, „die Sozialdemokratie fördert Doppelverdiener". In der „Deutschen Arbeit",

Monatsschrift für die Bestrebungen der christlich-nationalen Arbeiterschaft, erklärt der

Gewerkschaftsführer Baltrusch: „Die christlichen Heimarbeiterinnen wünschen beispiels¬

weise, daß in dieser Notzeit alle Doppelverdiener . . . zwangsweise ausgeschaltet werden.

Sie wollen, daß man die Erwerbsarbeit der bereits versorgten Frau evtl. durch Gesetz

einschränken soll", fügt aber vorsichtiger- und bezeichnenderweise hinzu, „die Land¬

wirtschaft soll davon nicht betroffen werden". Noch klarer sagt aber Klara Mleinek,

die als Vertreterin der Christlichen Gewerkschaften nicht ohne Einfluß auf die Richtung
der Vorschläge war und daher in die Ideologie des Entwurfs einen Einblick gibt: „Wir

haben diesem Antrag zugestimmt, weil wir das Familienprinzip bejahen . . . Wir wissen

wohl, daß leider viele Ehefrauen auf außerhäuslichen Erwerb angewiesen sind, wir

bedauern aber diesen Zustand und wissen eben so gut, daß die außerhäusliche Erwerbs-



arbeit der Ehefrau nicht selten ohne Not geleistet wird." Die Frau gehört eben ins

Haus! steht hinter allen diesen Ausführungen. Mit Recht fragt der „Deutsche Volks¬

wirt" in seiner Glosse „Schädliche Ideologie" an, ob „am Ende gar diese Bestimmung

so nebenbei eine Art Erziehungsversuch bedeuten soll, um der Frau die Berufsarbeit

abzugewöhnen?" — Und gleichzeitig will man noch in einer Ledigensteuer auch die

Frauen, die nicht heiraten können, bestrafen — auch die 2 Millionen „Überzähligen",

für die kein Ehemann da ist!

Die Ausgabensenkung der Regierung Brüning und die Frauen. Auch die neuen Deckungs¬

vorschläge des Reichsfinanzministers gehen auf der gleichen Linie vor, indem sie eine

Kündigungsmöglichkeit für verheiratete weibliche Beamte, wie seinerzeit in der Personal¬

abbauverordnung nach dem Kriege, vorsehen. Die gesetzliche Festlegung einer solchen

Maßnahme würde eine klare Verfassungsänderung bedeuten. Wenn man berücksichtigt,

daß die Zahl der verheirateten weiblichen Beamten verschwindend gering und damit

der Erfolg dieser Einsparung ebenfalls gleich null ist, so zeigt sich auch hier, daß

weniger der praktische Nutzen als die ideologische Einstellung der Vater dieser Vor¬

schläge istl

Der Kleinstaat-Landtag gegen die weiblichen Angestellten. Der Ausschuß des Olden¬

burger Landtags beschäftigte sich mit einem Antrag, die weiblichen Büroangestellten

aus sämtlichen Behörden zu entlassen — obwohl festgestellt worden war, daß im Klein¬

staat Oldenburg von 593 Angestellten nur 59 weibliche seien, also knapp 10 Prozentl

Der Ausschuß kam jedoch „einmütig" zu dem Schluß, daß „sehr oft junge Mädchen,

die nicht auf Verdienst angewiesen sind, Familienvätern die Arbeitsmöglichkeit nehmen,

besonders in der Privatwirtschaft. Von den öffentlichen Betrieben und Behörden müsse

erwartet werden, daß sie die Beschäftigung weiblicher Angestellter auf ein Mindestmaß

beschränken."

INTERNATIONALE FRAUENARBEIT.

Die Frauen in der internationalen Gewerkschaftsbewegung. Während bereits in

allen industriell entwickelten Ländern ein Drittel aller Arbeitnehmer Frauen sind, be¬

finden sich unter den Mitgliedern der internationalen freien Gewerkschaften nur ein

Achtel Frauen. (Dieses starke Mißverhältnis zeigt, wie sehr gerade die Frauen noch

gewerkschaftlicher Aufklärungsarbeit bedürfen!) Sehr aufschlußreich ist eine Statistik

über den Anteil der Frauen in den einzelnen Landeszentralen, die der Internationale

Gewerkschaftsbund soeben in seinem Organ (10. Jg., Heft 4) veröffentlicht:

Landeszentralen Prozentsatz der Frauen Landeszentralen Prozentsatz der Frauen

31.12.27 31.12.28 31.12.27 31.12.28

Belgien 13,0 12,9 Niederlande 6,0 6,4

Bulgarien 6,9 — Oesterreich 22,6 21,9

Dänemark 25,5 25,3 Palästina 27,6 18,9

Deutschland (ADGB) .. 16,0 15,8 Polen 10,9 10,5

(AfA) 21,0 22,2 Rumänien 12,8 —

Großbritannien 10,4 12,7 Schweden 9,3 9,7

Jugoslawien 7,6 8,3 Schweiz 10,8 10,6

Lettland 23,1 24,2 Tschechoslowakei 21,0 21,5

Memelland 27,0 26,4 Ungarn 14,7 16,0

Insgesamt 14,3 15,1

Es ist besonders interessant, daß in Deutschland die Zahl der Frauen im ADGB gesunken,

die der Frauen im AfA-Bund dagegen gestiegen ist: diese wahrscheinlich nicht zufällige

Tatsache wird sich mit dem ungewöhnlich starken Zustrom von Frauen gerade zu den



weiblichen Angestelltenberufen erklären lassen, während bei den Arbeiterinnen sich die

Folgen der Rationalisierung bemerkbar machen.

Frauenarbeit und Internationales Arbeitsamt. Wie vertritt das Internationale

Arbeitsamt die besonderen Interessen der Frauen? Alle Fragen zu diesem wichtigen

Thema, insbesondere auch des Frauenarbeitsschutzes hat Gertrud Hanna in einer

Broschüre (vgl. Bücherschau) übersichtlich zusammengestellt, denn „die offizielle An¬

erkennung der Frauenforderungen in den Satzungen der Internationalen Arbeits¬

organisation ist deshalb gleichzeitig eine Bestätigung der Tatsache der großen Bedeutung

der gewerblichen Frauenarbeit — die leider nirgends genügende Beachtung findet, nicht

einmal in den Kreisen der beteiligten Frauen". Von Bedeutung ist die Bestimmung,

daß bei Tagesordnungspunkten, die besonders die Frauen angehen, unter den als

Ratgeber anwesenden Ländervertretern mindestens eine Frau sein muß.

Das englische Innenministerium zur Open-Door-Frage. Der Open-Door Council,

die Spitze jener Bewegung, die in der Frauen-Arbeitsschutzgesetzgebung ein Hinder¬

nis für die „Offene Tür", die freie Bahn der Frau ins Berufsleben sieht und

deshalb die gesetzliche Regelung des Frauenarbeitsschutzes verhindern will, hatte sich

mit Petitionen an verschiedene Staaten gewandt. Das englische Innenministerium ver¬

öffentlicht soeben in einem „Weißbuch" eine eingehende Untersuchung zu dieser Frage

unter dem Titel „Eine Studie über die Faktoren, die in Vergangenheit und Gegenwart

die Art der Frauenarbeit in der Industrie beeinflußten". Das Buch, das in deutscher

Übersetzung noch nicht vorliegt, behandelt ausführlich das statistische Material zur

Entwicklung der Frauenarbeit und die Ursachen über die Beschäftigung von Frauen in

bestimmten Industrien und setzt sich eindeutig gegen die Bestrebungen der Open-Door-

Bewegung und für den Ausbau des Arbeiterinnen- und Mutterschutzes ein.

WEIBLICHE ANGESTELLTE VOR DEN GERICHTEN.

Der Sohn des Chefs. Das Arbeitsgericht in Frankfurt a. M. hatte (wie wir der

„Frankfurter Ztg." v. 15. 5. 30 entnehmen) in einer Klage darüber zu entscheiden, ob

eine Erkrankung als Folge eines Selbstmordversuches als selbstverschuldete oder als

unverschuldete Krankheit im Sinne des § 63 HGB. — mit Anspruch auf Fortzahlung des

Gehalts — zu gelten habe. Eine junge Verkäuferin hatte mehrere Jahre lang ein Liebes¬

verhältnis mit dem im Geschäft tätigen Sohn des Arbeitgebers. Als sie nach dem Bruch

dieses Verhältnisses einen Selbstmordversuch unternahm und ins Krankenhaus gebracht

werden mußte, zog ihr der Chef diese Zeit von ihrem Gehalt ab. In ihrer Klage¬

begründung gab die Angestellte an, daß ihr früherer Geliebter sie seit dem Bruch so

schikaniert habe, daß sie zum Selbstmord getrieben worden sei. Das Arbeitsgericht

brachte jedoch nicht das menschliche Verständnis auf, den Sohn des Arbeitgebers als

„mitschuldig" an dem Verzweiflungsschritt der jungen Angestellten anzusehen, sondern

wies die Klage wegen Selbstverschuldung der Krankheit ab!

Angestellte oder Arbeiterin? Eine Danziger Firma beschäftigte eine Packerin, die

außer dem Verpacken der verkauften Sachen auch die ganze Expedition und die gesamte

dazu erforderliche Buchhaltung auszuführen hatte. Trotzdem erhielt sie als „Packerin"

nur den Lohn einer Arbeiterin. Die Angestelltenkammer des Danziger Arbeitsgerichts

entschied (laut „Danziger Neueste Nachrichten" v. 14. 5. 30) jedoch, daß sie eine kauf¬

männische Angestellte sei und verurteilte die Firma zur Nachzahlung des tarifmäßigen

Gehalts.

Haft für unterlassenes Stillen! Ein unglaubliches Urteil schlimmster Klassenjustiz

leistete sich kürzlich das Amtsgericht Neukölln: eine junge berufstätige Frau bekommt

in einer Neuköllner Entbindungsanstalt ein uneheliches Kind. Sie nährt es 9 Tage, ist

aber dann infolge ihrer Schwäche nicht mehr fähig dazu, außerdem will sie so rasch



als möglich aus der Klinik heraus, um ihre Stellung nicht zu verlieren. Fürsorge¬
schwester und Vormundschaftsrichter verlangen jedoch, bei Androhung von Strafe, daß

sie das Kind weiter zu nähren habe und senden die Vormundschaftsakten, nach ihrer

Weigerung, tatsächlich an die Amtsanwaltschaft Neukölln, damit diese gegen die Mutter

ein Strafverfahren einleite. Anstatt aber die Akten zurückzusenden mit dem Vermerk,

daß es kein Gesetz zur Strafe für eine nichtstillende Mutter gebe, erhebt das Amts¬

gericht die Anklage. Auf Grund des § 361 des Strafgesetzbuches, „wer, obschon er in

der Lage ist, diejenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ist, zu unterhalten, sich

der Unterhaltspflicht trotz der Aufforderung der zuständigen Behörde derart entzieht,

daß durch Vermittlung der Behörde fremde Hilfe in Anspruch genommen werden muß",

wird die junge Mutter in Berlin, im Jahre 1930, im Zeitalter sozialer Fürsorge, zu

2 Wochen Haft verurteilt! — Die Tragödie der berufstätigen Mutter!

Der Beruf der Frau als Scheidungsgrund. Ist die Frau, die während ihrer Ehe

einen Beruf ausüben will, hierfür an die Zustimmung ihres Mannes gebunden? Zu

dieser wichtigen Frage entnehmen wir der Jurist. Wochenschrift (1930 S. 986) ein

Reichsgerichtsurteil in einem Fall, in dem ein Ehemann die Berufsarbeit seiner Frau

zum Anlaß einer Scheidungsklage genommen hatte. Um ihren Söhnen aus erster Ehe,

um die sich weder der zweite jetzige Gatte noch der frühere geschiedene Ehemann und

Vater kümmerte, eine gute Schulbildung zu ermöglichen, hatte die Frau eine Anstellung

als Klavierspielerin in Kinotheatern angenommen. Als sie dem Wunsch ihres Mannes

auf Einstellung dieser Tätigkeit nicht nachkam, erhob er die Scheidungsklage, weil seine

Frau durch ihre außerhäusliche Berufsarbeit die ehelichen Pflichten verletzt hätte. Das

Kammergericht hatte die Ehe geschieden, weil der Mann nicht zu gestatten brauche,

daß die Frau ihn vernachlässige, um für ihre Söhne Geld zu verdienen. Das Reichs¬

gericht hob jedoch das Urteil auf und entschied, daß die Lebensgemeinschaft zwischen

Ehegatten alle Angelegenheiten umfasse und kein Ehegatte das Recht habe, sich den

lebenswesentlichen Interessen des andern zu verschließen.

TAGUNGEN.

Vom 10.—15. Juni 1930 findet anläßlich der Internat. Hygiene-Ausstellung in Dresden eine Frauen¬

woche statt. U. a. werden sprechen: Else Niviera über „Die Hygiene der proletarischen Familie",
Gertrud Hanna über „Hygiene der arbeitenden Frau". Eine internationale genossenschaftliche Frauen¬

konferenz wird Ende August in Wien stattfinden, die sich u. a. auch mit „öffentlichen Unterstützungen
für die Mütter und öffentlichen Einrichtungen für die berufstätige Frau" beschäftigen wird. — Vom

3.—10. Juni tagt in London die Reichs-Frauenkonferenz der englischen Arbeiterpartei. U. a. liegt ein

Antrag vor auf Abfindungssummen für Frauen, die infolge Heirat aus dem Beruf und damit aus der

Arbeitslosenversicherung ausscheiden. Zur Frage „Gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit" liegt ein

Sonderbericht vor. — Der Internationale Frauenbund, die große bürgerliche Fraucninternationale, die

in repräsentativ-gesellschaftlicher Weise in der ersten Juniwoche in Wien tagte, widmete einen Tag
auch sozialen Fragen. Dabei wurden u. a. folgende Anträge angenommen: Zur Arbeiterinnenschutz-

gesetzgebung keine Stellung zu nehmen, weil man sich nicht mit den Arbeiterinnen- und anderen

Organisationen verständigt habe. Grundsätzlich keinen Unterschied in den Mindestlöhnen für Männer

und Frauen bei gleicher Leistung zuzulassen.
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